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Moratorium für das Gelände der ehemaligen Stasi-Haftanstalt auf dem Lindenberg 

 

Sehr geehrter Herr Stadtpräsident, 

ich bitte Sie, die folgende Anfrage an den Oberbürgermeister zur Beantwortung 

weiterzuleiten. 

 

Freundliche Grüße 

 

gez. 

Holger Mieth 

 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 

In der Informationsvorlage INF/VII/0198 „Bericht des Oberbürgermeisters über 

wichtige Angelegenheiten der Stadt“ heißt es: 

„Vom 22. bis 26.05.2023 erfolgte eine 360 Grad Erfassung einzelner 

Räumlichkeiten der Haftanstalt auf dem Lindenberg in Kooperation mit der 

Hochschule Neubrandenburg. Die Auswahl der Räume wurde zusammen mit 

DDR-Zeitzeugen vorgenommen. Aufgrund der Größe des Objekts konnte nicht 

alles aufgenommen werden. Es werden zukünftig Ausschnitte gezeigt, die für den 

Haftalltag exemplarisch waren bzw. Orte, an denen die originäre Struktur noch 

erkennbar ist.“ 

  

Der Prozess der Aufarbeitung liegt mir persönlich sehr am Herzen. Ich bitte Sie im 

Zusammenhang mit dieser Thematik höflich um die (schriftliche) Beantwortung 

meiner folgenden Fragen: 
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Fragekomplex A) 

1. Welchen konkreten Zweck verfolgt die Stadt mit der Erfassung des 

Objektes? 

2. Auf welchem zeitlichen Rahmen bezieht sich die temporale Bestimmung 

„zukünftig“? 

3. Wo und in welchem Rahmen sollen und können diese Ausschnitte gezeigt 

werden? 

4. Existieren konkrete Konzepte/ Ideen 

o hinsichtlich der künftigen (also mittel- und langfristigen) 

Gedenkarbeit zum Stasi- und DDR-Unrechtskomplex, 

o zum Umgang mit dem Standort der ehemaligen U-Haftanstalt der 

Stasi auf dem Lindenberg? 

  

Fragekomplex B) 

Am 15.12.2022 wurde durch die Stadtvertretung das Moratoriums für das Gelände 

der ehemaligen Stasi-Haftanstalt in Neubrandenburg beschlossen.  

In Beschlusspunkt 2 heißte es: „Das Moratorium soll erforderlichenfalls durch 

möglichst geeignete juristische Maßnahmen gesichert werden. Es sind 

diesbezügliche Verhandlungen mit dem Land Mecklenburg-Vorpommern 

aufzunehmen.“ 

1. Wurden geeignete juristische Maßnahmen in Betracht gezogen, um das 

beschlossene Moratorium zu sichern? 

2. Wenn ja, welche sind das und wann wurden oder werden sie vollzogen? 

3. Wenn nein, welche Gründe gab es, die diese Maßnahmen verhinderten? 

4. Gab oder gibt es bezüglich des Moratoriums Verhandlungen mit dem 

Eigentümer der Immobilie? 

 

Fragekomplex C) 

In Beschlusspunkt 3 wird ausgeführt: „Während des Moratoriums wird der Prozess 

der Auseinandersetzung mit der Vergangenheit des Areals und zu Perspektiven 

des Gedenkens fortgesetzt unter Beteiligung von Opferverbänden, Initiativen der 

Geschichtsarbeit und Stadtvertretung. Ziel des Prozesses ist es, in diesem 

Zeitraum ein sachgerechtes und würdiges Gedenkkonzepts für das Gelände der 

ehemaligen Haftanstalt und Opfer der Staatssicherheit der DDR in der Vier- Tore-

Stadt Neubrandenburg zu erarbeiten.“ 

1. Wurde außer der erwähnten technischen Erfassung der Prozess der 

Auseinandersetzung mit der Vergangenheit des Areals fortgesetzt?  



2. Mit welchen Initiativen oder Vereinen Betroffener und der Geschichtsarbeit, 

mit welchen weiteren Kooperationspartnern und mit welchen Gremien oder 

Beiräten der Stadtvertretung erfolgt die historische Auseinandersetzung? 

3. Wird an einem sachgerechten und würdigen Gedenkkonzept für das 

Gelände der ehemaligen Haftanstalt und für die Opfer der Staatssicherheit 

der DDR in Neubrandenburg gearbeitet? 

 

Ich erhoffe mir, durch die Auseinandersetzung mit diesem Fragenkatalog, Impulse 

für die Aufarbeitung des Stasi- und DDR-Unrechts zu setzen, damit hieraus ein für 

Neubrandenburg würdiger, in der Stadtgesellschaft akzeptierter und auf 

historischen Fakten gegründeter Aufarbeitungsprozess stattfinden und gelingen 

kann.  

Das schließt mein eigenes Erkenntnisinteresse ein, um diesen Prozess zu 

unterstützen. 

Ich bedanke mich für die Beantwortung der Fragen. 

 

Freundliche Grüße, 

gez. Holger Mieth 








